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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/ 1 — 68070 — 5666/68 


Bonn, den 27. Juni 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr, : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats zur Festlegung der allgemeinen 
Regeln für die Gewährung von Ausfuhrerstattungen und 
der Kriterien zur Festsetzung des Erstattungsbetrages hin- 
sichtlich bestimmter landwirtschaftlicher ErzeugnissCr die in 
Form von nicht unter Anhang II des Vertrages fallenden 
Waren ausgeführt werden. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 13. Juni 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Schröder 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Festlegung der allgemeinen Regeln für die Gewährung von 
Ausfuhrerstattungen und der Kriterien zur Festsetzung des 
Frstattungsbetrages hinsichtlich bestimmter landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse, die in Form von nicht unter Anhang II des Ver- 
trages fallenden Waren ausgeführt werden 

(von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN ^ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rats vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide^), insbesondere auf Ar- 
tikel 16 Absatz 5, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 122/67/EWG des 
Rats vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Eier 2), insbesondere auf Artikel 9 
Absatz 2 vierter Unterabsatz, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rats vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis^), insbesondere auf Artikel 17 
Absatz 5. 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG des 
Rats vom 18. Dezember 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker^), insbesondere auf 
Artikel 17 Absatz 2 fünfter Unterabsatz, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr /68 

des Rats vom über die ge- 

meinsame Marktorganisation für Milch und Milch- 
erzeugnisse "'), insbesondere auf Artikel 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnungen über die gemeinsamen Markt- 
organisationen für die vorstehend erwähnten Er- 
zeugnisse sehen vor, daß der Unterschied zwischen 
den Notierungen oder Preisen dieser Erzeugnisse 
auf dem Weltmarkt und den Preisen in der Gemein- 
schaft durch Erstattungen bei der Ausfuhr gedeckt 
werden kann, soweit dies erforderlich ist, um die 


b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 
b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, 117 
vom 19, Juni 1967, S. 2293/67 
b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 



Ausfuhr von Grunderzeugnissen in Form von nicht 
unter Anhang II des Vertrages fallenden Ver- 
arbeitungserzeugnissen auf der Grundlage der Welt- 
marktnotierungen oder -preise der Grunderzeugnisse 
zu ermöglichen. Zu diesem Zweck sind die allgemei- 
nen Regeln für die Gewährung dieser Erstattungen 
und die Kriterien für die Festsetzung des Er- 
stattungsbetrags festzulegen. 

Die vorgenannten Waren können entweder un- 
mittelbar aus Grunderzeugnissen, aus deren Ver- 
arbeitungserzeugnissen oder aus Erzeugnissen, die 
diesen Grunderzeugnissen oder deren Verarbeitungs- 
erzeugnissen gleichgestellt sind, hergestellt werden. 
Für jeden dieser Fälle sind die Regeln zur Bestim- 
mung des Erstattungsbetrages bei der Ausfuhr fest- 
zulegen. 

Es ist angebracht, den Exporteuren die Möglich- 
keit zu geben, den zu gewährenden Erstattungs- 
betrag genügend im voraus erfahren zu können. 
Eine Regelung zur Vorausfestsetzung des Er- 
stattungsbetrages, soweit sie mit gewissen Sicher- 
heitsmaßnahmen verbunden ist, entspricht diesem 
Erfordernis. 

Der Gehalt der meisten ausgeführten Waren an 
obengenannten landwirtschaftlichen Grunderzeug- 
nissen ist sehr unterschiedlich. Deshalb muß der Er- 
stattungsbetrag für die zur Herstellung der aus- 
geführten Waren tatsächlich verwendete Menge an 
Grunderzeugnissen gewährt werden. Bei bestimmten 
Waren mit einfacher und relativ gleichbleibender 
Zusammensetzung empfiehlt es sich jedoch im In- 
teresse einer verwaltungsmäßigen Vereinfachung, 
die Erstattungsbeträge für pauschal festgesetzte 
Mengen von landwirtschaftlichen Erzeugnissen fest- 
zusetzen. 

Die für die Hersteilung der ausgeführten Waren 
verwendete Menge an landwirtschaftlichen Roh- 
stoffen haben die Exporteure anzugeben. Diese 
Mengen müssen infolge der bei der Herstellung auf- 
getretenen Rohstoffverluste nicht immer den in die- 
sen Waren enthaltenen Mengen an Grunderzeug- 
nissen entsprechen. Die zulässigen Spannen für die 
gegebenenfalls auftretenden Verluste zwischen den 
zur Herstellung dieser Waren tatsächlich verwen- 
deten Rohstoffmengen und den bei der Überprüfung 
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der Ausfuhrerklärung festgestellten Mengen an 
Grunderzeugnissen müssen einheitlich für die Ge- 
meinschaft festgelegt werden. Es ist daher ange- 
bracht, daß die Kommission mit Hilfe von Durch- 
führungsvorschriften diese Verlustspannen nach dem 
dafür vorgesehenen gemeinschaftlichen Verfahren 
festlegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Diese Verordnung legt die allgemeinen Regeln 
für die Feststetzung der Erstattungsbeiträge bei der 
Ausfuhr der in Anhang A aufgeführten Erzeugnisse 
oder deren Verarbeitungserzeugnisse fest, die nach 
dritten Ländern in Form von in den nachstehenden 
Anhängen je nach Fall aufgeführten Waren aus- 
geführt werden: 

— im Anhang B der Verordnung Nr. 120/67/EWG 

— im Anhang der Verordnung Nr. 122/67/EWG 

— im Anhang B der Verordnung Nr. 359/67/EWG 

— im Anhang der Verordnung Nr. 1009/67/EWG 

— im Anhang der Verordnung Nr (Milch- 

erzeugnisse) 

und die in die einheitliche Liste in Anhang B zu 
dieser Verordnung übernommen worden sind und 
im folgenden „Waren" genannt werden. 

2. Es werden gleichgestellt: 

a) der Maisstärke: die Kartoffelstärke, die Stärke 
aus Wurzeln und Knollen der Tarifnummer 07.06 
des Gemeinsamen Zolltarifs sowie Mehl und 
Grieß der Tarifnummer 11.06 des Gemeinsamen 
Zolltarifs; 

b) den einzelnen Leiterzeugnissen der Gruppen 
Nummern 1 bis 6, die in der Verordnung (EWG) 
Nr. . . ./68 definiert sind: die anderen Erzeugnisse, 
die zu der Gruppe des betreffenden Leiterzeug- 
nisses gehören, 

c) dem Leiterzeugnis der Gruppe Nr. 2: die Mager- 
milch, frisch, weder eingedickt noch gezuckert; 

d) dem Leiterzeugnis der Gruppe Nr. 3: die nicht 
entrahmte oder teilweise entrahmte Milch und 
Rahm, frisch, weder eingedickt noch gezuckert. 

Artikel 2 

Die Erstattungen für die Verarbeitungserzeugnisse 
der im Anhang A aufgeführten Erzeugnisse oder für 
die diesen gleichgestellten Erzeugnisse sind abhän- 
gig von den Erstattungen für die im Anhang A auf- 
geführten Erzeugnisse sowie von den in Artikel 3 
bestimmten Verarbeitungssätzen. Diese Erstattun- 
gen können erforderlichenfalls angepaßt werden, um 
insbesondere Artikel 16 Absatz 2 dritter Unter- 
absatz der Verordnung Nr. 120/67/EWG und den 
entsprechenden Vorschriften der anderen Verord- 
nungen über die gemeinsamen Marktorganisationen 
für die betreffenden Grunderzeugnisse Rechnung 
zu tragen. 


Drucksache V/307.3 


Artikel 3 

1. Wenn eine Ware aus Verarbeitungserzeugnissen 
der im Anhang A aufgeführten Erzeugnisse oder aus 
anderen gleichgestellten Erzeugnissen als Milch oder 
Rahm, frisch, weder eingedickt noch gezuckert, her- 
gestellt worden ist, ist für die Berechnung der Höhe 
der Erstattung die Menge der im Anhang A aufge- 
führten Erzeugnisse zugrunde zu legen, die sich aus 
der yknwendung der Verarbeitungssätze oder der 
Koeffizienten für die zur Herstellung der betreffen- 
den Ware verwendeten Grunderzeugnisse ergibt 
und die in Anwendung der Verordnung über die 
gemeinsame Marktorganisation für das betreffende 
Grunderzeugnis festgesetzt worden ist. 

2. Wenn eine Ware aus Magermilch, frisch, weder 
eingedickt noch gezuckert, hergestellt worden ist, 
beträgt die zur Berechnung der Höhe der Erstattung 
zu berücksichtigende Menge des Leiterzeugnisses 
der Gruppe 2 für 100 kg Leiterzeugnis 1160 kg Ma- 
germilch, frisch, weder eingedickt noch gezuckert. 

3. Wenn eine Ware aus nicht entrahmter oder teil- 
weise entrahmter Milch und Rahm, frisch, weder 
eingedickt noch gezuckert, hergestellt worden ist, 
wird die zur Berechnung der Höhe der Erstattung 
zu berücksichtigende Menge des Leiterzeugnisses 
der Gruppe 3 unter Berücksichtigung des Milchfett- 
gehaltes der betreffenden Ware nach Maßgabe von 
100 kg Leiterzeugnis für 26 kg Milchfett zugrunde 
gelegt. 

Artikel 4 

1. Die Höhe der Erstattung für je 100 kg jedes 
einzelnen im Anhang A aufgeführten Erzeugnisses 
wird jeden Monat festgesetzt. 

Jedoch wird die Höhe der Erstattung für: 

a) Eier in der Schale, frisch oder haltbar gemacht, 
sowie für Eier ohne Schale und Eigelb, genieß- 
bar, frisch, haltbar gemacht, getrocknet oder ge- 
zuckert, 

b) für Leiterzeugnisse der Gruppen Nummern 1 bis 
6 und 11 

für einen Zeitraum festgesetzt, der gleich dem für 
die Festsetzung der Höhe der Erstattung für die 
gleichen Erzeugnisse ist, die im Rohzustand aus- 
geführt werden. 

2. Die Höhe der Erstattung wird bestimmt unter 
Berücksichtigung einerseits der Marktpreise in der 
Gemeinschaft und andererseits der Weltmarktpreise. 

3. Bei der Festsetzung der Höhe der Erstattung 
werden gegebenenfalls die Erstattungen bei der 
Herstellung berücksichtigt, die im Anhang der Ver- 
ordnungen über die Gemeinsamen Marktorganisa- 
tionen für die betreffenden Granderzeugnisse ge- 
währt werden. 

Artikel 5 

Die Erstattung wird gemäß den in den Artikeln 
6 bis 10 vorgesehenen Bestimmungen gewährt. 
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Artikel 6 

Für die Berechnung der Erstattung für je 100 kg 
ausgeführle Ware ist die tatsächlich verwendete 
Menge der einzelnen Grunderzeugnisse maßgebend. 

Bei den im Anhang C aufgeführten Waren ist 
jedoch die in dieser Anlage für die verschiedenen 
Waren festgesetzte Menge der einzelnen Grund- 
erzeugnisse maßgebend. 


Artikel 7 

1. Angewendet wird der am Tag der Ausfuhr gel- 
tende Erstattungsbetrag. 

2. Auf Antrag kann jedoch die Erstattung — mit 
Ausnahme für Eier — im voraus festgesetzt werden. 
In diesem Fall wird die am Tage der Vorlage des 
Antrags auf Erteilung der in Artikel 8 vorgesehenen 
Bescheinigung gültige Erstattung angewendet, wenn 
die Ausfuhr während der Gültigkeitsdauer dieser 
Bescheinigung durchgeführt wird. 

Die unter den im vorangehenden Unterabsatz 
vorgesehenen Voraussetzungen berechnete Erstat- 
tung wird gemäß den gleichen Regeln, die bei der 
Vorausfestsetzung der Erstattung für im Rohzustand 
ausgeführte Erzeugnisse angewendet werden, be- 
richtigt; ausgenommen sind die Regeln über den 
Berichtigungsbetrag. 


Artikel 8 

1. Die Erstattung gemäß der in Artikel 7 Absatz 2 
vorgesehenen Vorausfestsetzung wird auf Vorlage 
einer Vorausfestsetzungsbescheinigung gewährt, die 
die Mitgliedstaaten jedem Antragsteller ohne Rüde- 
sicht auf den Sitz seiner Firma in der Gemeinschaft 
ausstellen. 

Die Vorausfestsetzungsbescheinigungen sind für 
Ausfuhren aus der Gemeinschaft von einem Zeit- 
punkt, den der Rat auf Vorschlag der Kommission 
entsprechend und nach dem im Artikel 43 Absatz 2 
des Vertrages vorgesehenen Abstimmungsverfahren 
festgelegt, spätestens ab 1. August 1969 gültig. Bis 
zu diesem Zeitpunkt gelten die genannten Bescheini- 


gungen nur für die Ausfuhren aus dem Mitglied- 
staat, der sie ausgestellt hat. 

2. Die Erteilung der Vorausfestsetzungsbescheini- 
gungen ist von der Hinterlegung einer Kaution ab- 
hängig, die für die Verpflichtung bürgt, während 
der Gültigkeitsdauer der Bescheinigung auszuführen, 
und die ganz oder teilweise verfällt, wenn die Aus- 
fuhr in dieser Frist in ihrer Gesamtheit oder teil- 
weise nicht durchgeführt wird. 

Artikel 9 

1. Bei der Ausfuhr der Waren ist der Antragsteller 
verpflichtet, die Menge der zu ihrer Herstellung 
verwendeten und in Artikel 1 genannten Grund- 
erzeugnisse anzugeben. Die zuständigen Behörden 
ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um die 
Richtigkeit dieser Angaben nachzuprüfen. 

Wird die Richtigkeit der Angaben in Zweifel ge- 
zogen, so werden die durch die Verordnung (EWG) 

. . ./68 festgelegten Analysemethoden in denjenigen 
Fällen angewendet, für die die genannte Verord- 
nung eine solche Anwendung vorschreibt. 

Als Verlustspannen zwischen den Mengen der 
Erzeugnisse, die als tatsächlich verwendet ange- 
geben worden sind, und den Mengen derselben Er- 
zeugnisse, die anläßlich der Überprüfung der Aus- 
führererklärung festgestellt worden sind, werden 
nur die als zulässig anerkannt, die nach dem in 
Artikel 26 der Verordnung Nr. 120/67/EWG und in 
den entsprechenden Artikeln der anderen Verord- 
nungen über gemeinsame Marktorganisationen für 
die betreffenden Erzeugnisse vorgesehenen Ver- 
fahren festgelegt worden sind. 

Artikel 10 

Die Verordnung Nr. 217/67/EWG wird aufgehoben. 

Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am in 

Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Tarifnummer 

04.02 AI 

ex 04.02 A II 

ex 04.02 A II 

04.02 A in a) 

04.02 B II a) 

ex 04.03 
04.05 AI 
04.05 B I 

10.01 

10.02 

10.03 

10.04 

10.05 

10.06 
11.01 A 

11.01 B 
ex 11.01 C 
ex 11.02 AI 
ex 11.02 AI 

17.01 

ex 17.02 A 

17.03 


Anhang A 


Bezeichnung der Grunderzeugnisse 


Molke, in Pulverform, im Sprühverfahren hergestellt, mit einem Wassergehalt 
von weniger als 5 Gewichtshundertteilen (PG. 01). 

Milch, in Pulverform, im Sprühverfahren hergestellt, mit einem Fettgehalt von 
weniger als 1,5 Gewichtshundertteilen und einem Wassergehalt von weniger als 
5 Gewichtshundertteilen (PG. 02). 

Milch, in Pulverform, im Sprühverfahren hergcstellt, mit einem Fettgehalt von 
26 Gewichtshundertteilen und einem Wassergehalt von weniger als 5 Gewichts- 
hundertteilen (PG. 03). 

Kondensmilch mit einem Fettgehalt von 7,5 Gewichtshundertteilen und einem i 
Gehalt an Trockenmasse von 25 Gewichtshundertteilen (PG. 04). | 

Kondensmilch, gezuckert, mit einem Fettgehalt von 9 Gewichtshundertteilen und | 
einem Gehalt an Milchtrockenmasse von 31 Gewichtshundertteilen (PG. 05). j 

Butter mit einem Fettgehalt von 82 Gewichtshundertteilen (PG. 06). j 

Eier von Hausgeflügel, in der Schale, frisch oder haltbar gemacht; 

i 

Eier ohne Schale und Eigelb, genießbar, frisch, getrocknet oder anders haltbar | 

gemacht, auch gezuckert. i 

Weizen und Mengkorn , 

Roggen ' 

Gerste ' 

Hafer j 

Mais 

Reis 

Mehl von Weizen oder Spelz 

Mehl von Mengkorn j 

Mehl von Roggen 

Grobgrieß und Feingrieß von Weichweizen 
Grobgrieß und Feingrieß von Hartweizen 
Rüben- und Rohrzucker, fest 

Milchzucker mit einem Milchzuckergehalt von 98,5 Gewichtshundertteilen, be- , 

zogen auf den Trockenstoff (PG. 11) ' 

Melassen, auch entfärbt 
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Tarifnuinmer 


17.02 


17.04 


18.06 

19.01 

19.02 

19.03 

19.04 

19.05 

19.06 

19.07 

19.08 
21.01 


i ex 21.05 
! 21.06 


Anlage B 

j Warenbezeichnung ! 

Andere Zucker; Sirupe; Kunsthonig, auch mit natürlichem Honig vermischt; Zucker 
und Melassen karamelisiert: 

ex A. Laktose und Laktosesirup mit einem Reinheitsgrad von 99 Gewichts- 
hundertteilen oder mehr, bezogen auf den Trockenstoff 

ex B. Glukose und Glukosesirup mit einem Reinheitsgrad von 99 Gewichts- 
hundertteilen oder mehr, bezogen auf den Trockenstoff 

Zuckerwaren ohne Kakaogehalt: 

B. Kaugummi 

C. sogenannte „weil5e Schokolade" 

D. andere 

Schokolade und andere kakaohaltige Zubereitungen 
Malz-Extrakt 

Zubereitungen zur Ernährung von Kindern oder zum Diät- oder Küchengebrauch, 
auf der Grundlage von Mehl, Stärke, Malz-Extrakt, auch mit einem Gehalt an 
Kakao von weniger als 50 Gewichtshundertteilen 

Teigwaren 

Sago (Tapiokasago, Sago aus Sagomark, Kartoffelsago und anderer) 

Lebensmittel, durch Aufblähen oder Rösten von Getreide hergestellt (Puffreis, 
Corn Flakes und dergleichen) 

Hostien, Oblatenkapseln für Arzneiwaren, Siegeloblaten und dergleichen 

Brot, Schiffszwieback und andere gewöhnliche Backwaren, ohne Zusatz von 
Zucker, Honig, Eiern, Fett, Käse oder Früchten 

Feine Backwaren, auch mit beliebigem Gehalt an Kakao i 

; Geröstete Zichorienwurzeln und andere geröstete Kaffeeröstmittel sowie Aus- | 

; Züge hieraus: | 

I A. geröstete Zichorien wurzeln und andere geröstete Kaffeeniittel; 

I II. andere 

B. Auszüge: | 

IL andere 

Suppen und Brühen 

: Hefen, lebend oder nicht lebend; zubereitete künstliche Backtriebmittel: ' 

A. Hefen, lebend: ! 

IL Backhefen | 
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Tarifnummer 


W arenbezeichnung 


21.07 


22.02 


22.03 

22.09 


29.04 

29.16 


29.35 


29.43 


35.01 


35.02 


Lebensmittelzubereitungen, anderweit weder genannt noch inbegriffen, mit einem 
Gehalt an Zucker, Milcherzeugnissen, Getreide oder Getreideverarbeitungs- 
erzeugnissen 

Limonaden (einschließlich der aus Mineralwasser hergestellten) und andere nicht 
alkoholische Getränke, ausgenommen Frucht- und Gemüsesäfte der Tarifnummer 
20.07: 

ex A. keine Milch oder kein Milchfett enthaltend: 

— ■ mit einem Gehalt an Zucker 

B. andere 
Bier 

Sprit mit einem Gehalt an Äthylalkohol von weniger als 80'\ unvergällt; Brannt- 
wein, Likör und andere alkoholische Getränke; zusammengesetzte alkoholische 
Zubereitungen zum Herstellen von Getränken: 

C. Alkoholische Getränke: 

ex V. andere, mit einem Gehalt an Eiern und/oder Zucker 

i 

Acyclische Alkohole, ihre Halogen-, Sulfo-, Nitro- und Nitrosoderivate 
C. mehrwertige Alkohole: 

II. Mannit 
III. Sorbit 

Oxysäuren (einschließlich Phenolsäuren), Aldehydsäuren, Ketonsäuren und 
andere Säuren mit einfachen oder komplexen Sauerstoffunktionen; ihre Anhy- 
dride, Halogenide, Peroxyde und Persäuren; ihre Halogen-, Sulfo-, Nitro- und 
Nitrosoderivate: 

ex A. I bis VIII. Ester von Mannit oder Sorbit 
A. V. Glucarsäure ,ihre Salze und Ester 

A. VIII. Glykolsäure, Zuckersäure, Isozuckersäure, Heptazuckersäure, 

ihre Salze und Ester 

Heterocyclische Verbindungen, einschließlich Nucleinsäuren: 

ex S. Anhydrate von Mannit oder Sorbit (z. B. „Sorbitan“), ausge- 

nommen Maltol und Isomaltol 

chemisch reine Zucker, ausgenommen Sacchorose: 

ex B. Sorbose, ihre Salze und Ester; Methylglukosid 

I Kasein, Kaseinate und andere Kaseinderivate; Kaseinleime: 


A. 

Kasein 

B. 

Kaseinleime 

C. 

andere 


Albumine, Albuminate und andere Albuminderivate: 

A. Albumine: 

11. andere 

a) Ovoalbumin und Laktoalbumin 
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I 35.05 

I 

I 38.12 

I 

j 

i 

38.19 


39.02 


39.06 
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Warenbezeichnung 


Dextrine und Dextrinleime; lösliche und geröstete Stärke; Klebestoffe aus Stärke 

Zubereitete Zurichtemittel, zubereitete Appreturen und zubereitete Beizmittel 
aller Art, wie sie in der Textilindustrie, Papierindustrie, Lederindustrie oder ähn- 
lichen Industrien gebraucht werden: 

A. Zubereitete Zurichtemittel und zubereitete Appreturen: 

I. auf der Grundlage von Stärke 

Chemische Erzeugnisse und Zubereitungen der chemischen Industrie oder ver- 
wandter Industrien (einschließlich Mischungen von Naturprodukten), anderweit 
weder genannt noch inbegriffen-, Rückstände der chemischen Industrie oder ver- 
wandter Industrien, anderweit weder genannt noch inbegriffen: 

R. Kernbindemittel für Gießereien auf der Grundlage von Kunst- 

harzen 

ex T. Krack-Erzeugnisse von Sorbit 

Polymerisations- und Mischpolymerisationserzeugnisse (z. B. Polyäthylen, Poly- 
tetrahaloäthylen, Polyisobutylen, Polystrol, Polyvenylchlorid, Polyvinylacetat, 
Polyvinylchloracetat und andere Polyvinylderivate, Polyacryl- und Polymetha- 
crylderivate, Cumaron-Inden-Harze) : 

ex C. Klebestoffe auf der Grundlage von Harzemulsionen und auf der Grundlage 
von Natriumsilikatemulsionen 

Andere Hochpolymere und Kunststoffe, einschließlich Alginsäure, ihre Salze und 
Ester; Linoxyn: 

ex B. andere, mit Ausnahme von Linoxyn 
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Anhang C 


Tarif- 

nummer 

1 

Warenbezeichnung j 

Weich- 

Weizen 

Hart- 

weizen 

C/3 

'5 

s 

Reis 

geschält 

Gerste 

Zucker 

Milchpulver 
PG. 02 

i 

o; 

s- * 

hJ Cu I 

Eier in 
der Schale 



kg 

kg 1 

kg 1 

kg 1 

kg 

kg 1 

kg 1 

kg i 

1 

i öl 

17.02 

Andere Zucker, Sirupe; Kunsthonig, auch mit natürlichem Honig vermischt; ' 
Zucker und Melassen, karamelisiert: 








! 

1 ! 


ex A. Laktose und Laktosesirup mit einem Reinheitsgrad von 99 Gewichts- 
hundertteiien oder mehr, bezogen auf den Trockenstoff 








100 

1 

1 


ex B. Glukose und Glukosesirup mit einem Reinheitsgrad von 99 Gewichts- 
hundertteilen oder mehr, bezogen auf den Trockenstoff 

j 



210 






i 

1 

19.03 

Teigwaren: ; 











B. andere 









1 


I. kein Weichweizengrieß oder kein Weich Weizenmehl enthaltend 

167 





: 



IL andere 

67 

100 







1 

1 

19.05 

Lebensmittel, durch Aufblähen oder Rösten von Getreide hergestellt (Puffreis, 
Corn Flakes und dergleichen): 









i 

i 


B. auf der Grundlage von Reis , 




174 





21.07 

Lebensmittelzubereitungen, anderweit weder genannt noch inbegriffen: j 










A. Getreide in Körnern oder Kolben, vorgekocht oder anders zubereitet: 










1. Mais 



100 








II. Reis 




174 







B. Teigwaren, nicht gefüllt, gekocht; Teigwaren, gefüllt: 










1. Teigwaren, nicht gefüllt, gekocht 

IL Teigwaren, gefüllt: 


66 









a) gekocht 


41 









b) andere 


116 
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Tarif- 
j nummer 

j 

Warenbezeichnung 

Hart- 

weizen 

1 

Weich- 

Weizen 

Mais 

Reis 

geschält 

Gerste 

Zucker i 

i 

1 

Milchpulver ' 
PG. 02 

Laktose 

PG. 11 ; 

Eier in 
der Schale 



kg 1 kg 

i kg 1 kg j kg 


kg 

kg 1 kg 

1 kg 

22.03 

1 

Eier 


27* 




1 

j 29.04 

Acyclische Alkohole, ihre Ffalogen-, Sulfo-, Nitro- und Nitrosoderivate: 








C. mehrwertige Alkohole: 


1 




i 

1 

i 

11. Mannit 







1 

III. Sorbit: 




6106 

' 

: 


a) in wässriger Lösung: 






i 


1. mit einem Gehalt an Mannit in einem Verhältnis von 2 v. FI. 

oder 





1 


weniger, bezogen auf den Gehalt an Sorbit 

i 

1722) 




1 


2. anderer 








— hergestellt aus Stärkeerzeugnissen 


1522) 





1 

■ — - hergestellt aus Zucker 


I 


742) 


[ 


b) anderer: 






i 

1 

1. mit einem Gehalt an Mannit in einem Verhältnis von 2 v. FI. 

oder 




: 


weniger, bezogen auf den Gehalt an Sorbit 


245 




1 


2. anderer 




165 



35.01 

Kasein, Kaseinate und andere Kaseinderivate; Kaseinleime: 






i 


A. Kasein 





2913) 

1 

1 


B. andere 






. 

35.02 

Albumine, Albuminate und andere Albuminderivate: 





! j 

i 


A. Albumine: 

j 

j 




1 


II. andere: 

1 


1 




i 

a) Ovoalbumin und Laktoalbumin 

1 


i 



1 


1) Diese Menge bezieht sich auf Biere mit einem Stammwürzegehalt zwischen 11"^ und 13°. Für Biere mit einem Stammwürzegehalt von weniger als 11° verringert sich diese 
Menge je Grad um 2 kg, nachdem vorher der tatsächliche Gehalt auf das nächstniedrigere Grad abgerundet worden ist. Für Biere mit einem Stammwürzegehalt von mehr 
als 13° erhöht sich diese Menge je Grad um 2,5 kg, nachdem vorher der tatsächliche Grad auf das nächsthöhere Grad aufgerundet worden ist. 

2) Diese Menge bezieht sich auf eine wässrige Lösung von Sorbit mit einem Trockenstoffgehalt von 70 Gewichtshundertteilen. Bei wässrigen Lösungen von Sorbit mit einem 
anderen Trockenstof fgehalt wird diese Menge gegebenenfalls verhältnismäßig vergrößert oder verringert auf den tatsächlichen Trockenstoffgehalt und auf das nächst- 
niedrige Kilogramm abgerundet. 

Diese Menge wird unter Berücksichtigung des tatsächlich verwendeten Kaseins, d. h. 291 kg Milchpulver (PG. 02) für 100 kg Kasein, bestimmt. 

Diese Menge entspricht dem Koeffizienten, der für die Berechnung der Flöhe der bei der Ausfuhr zu erhebenden Abgabe festgesetzt wurde. 
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Begründung 


Durch diesen Verordnungsvorschlag sollen die all- 
gemeinen Regeln zur Festsetzung der Erstattungs- 
beträge lestgelegt werden, die bei der Ausfuhr be- 
stimmter landwirtschaftlicher Erzeugnisse in Form 
von nicht unter Anhang II des Vertrages fallenden 
Waren gewährt werden können. Diese Vorschriften 
sollen die Verordnung Nr. 217/67/EWG des Rats 
vom 27. Juni 1967 ersetzen, die auf Grund der 
gemachten Erfahrungen in bestimmten Punkten zu 
ändern und zu vervollständigen war. 

1. Die monatliche Festsetzung des Erstattungs- 
betrages bei der Ausfuhr von Grunderzeugnissen in 
Form von nicht unter Anhang II des Vertrages 
fallenden Waren entsprach in der Praxis nicht mehr 
den erforderlichen Marktbedingungen für diese 
Waren, die sich in der Tat von denen für die eigent- 
lichen Grunderzeugnisse stark unterscheiden und 
hauptsächlich im Flandel auftreten. Wenn sich diese 
Festsetzung auch für Unternehmen mit nur gelegent- 
lichen Ausfuhren oder Ausfuhren in geringen Men- 
gen wegen der relativ geringen Anzahl notwendiger 
Formalitäten als günstig erwies, so war sie es hin- 
gegen in viel geringerem Maße für bedeutende 
Unternehmen mit regelmäßigen Ausfuhren, die 
meist auf Grund langfristiger Verträge oder zu 
festen Terminen (Ostern, Weihnachten, usw.) durch- 
geführt werden. In diesem Fall muß der Verarbeiter 
genügende Zeit im voraus in der Lage sein, seinen 
Herstellungspreis und insbesondere seine Rohstoff- 
beschaffungskosten zur Durchführung seiner Bestel- 
lungen zu erfahren, um seine Verkaufsangebote ab- 
geben zu können. Die strenge Anwendung des 
Grundsatzes der monatlichen Festsetzung des Er- 
stattungsbetrages ist nicht geeignet, dem Ver- 
arbeiter in diesem Bereich die notwendige Sicher- 
heit zu gewährleisten. Deshalb erscheint es erforder- 
lich, diesen aufrechtzuerhaltenden Grundsatz durch 
eine Vorschrift zu vervollständigen, wonach unter 
gewissen Voraussetzungen die Erstattung, die bei 
der Ausfuhr von Grunderzeugnissen in Form von 
nicht unter Anhang II des Vertrages fallenden 
Waren gewährt werden kann, im voraus festgelegt 
werden kann. 

Dieser Verordnungsvorschlag sieht eine solche Mög- 
lichkeit vor. 

Diese Vorschriften müssen natürlich für die so fest- 
gesetzten Erstattungen eine Anpassung an die 
Schwankungen der Marktpreise für die Grund- 
erzeugnisse in der Gemeinschaft, insbesondere bei 


einem Wechsel des Wirtschaftsjahres vorsehen. 
Dieser Zweck wird durch eine Berichtigung der im 
voraus festgesetzten Erstattung erreicht, die unter 
denselben Bedingungen vorgenommen wird wie bei 
der Vorausfestsetzung der Erstattung bei der Aus- 
fuhr von Grunderzeugnissen im Rohzustand. 

2. Obwohl die vorgeschlagene Neuregelung einen 
merklichen Fortschritt im Vergleich zu dem bisher 
anwendbaren System darstellt, ist dennoch zu be- 
fürchten, daß sie sich in zahlreichen Fällen als nicht 
ausreichend erweist. In der Tat gibt die Voraus- 
festsetzung der Erstattung dem Verarbeiter lediglich 
die Gewißheit, daß er einen bestimmten Erstattungs- 
betrag nach Durchführung der Ausfuhr seiner Waren 
erhält. Sie verpflichtet ihn, sich die notwendigen 
Grunderzeugnisse weiterhin zu den Marktpreisen 
in der Gemeinschaft zu beschaffen und infolgedessen 
erhebliche finanzielle Anforderungen, meistens für 
einen längeren Zeitraum zu erbringen. Daher wird 
er ein Interesse daran haben, anstatt gemeinschaft- 
liche Grunderzeugnisse zur Herstellung seiner aus- 
zuführenden Waren zu benutzen, sich aus dritten 
Ländern zu Weltmarktpreisen im Veredelungs- 
verkehr eingeführte Grunderzeugnisse zu ver- 
schaffen. 

Es ist daher zur Sicherstellung eines tatsächlichen 
Gleichgewichts bei den Voraussetzungen zur Ver- 
arbeitung von gemeinschaftlichen und aus dritten 
Ländern im Rahmen des Veredelungsverkehrs ein- 
geführten Grunderzeugnissen angebracht, den 
Grundsatz der Vorausfestsetzung der Erstattung 
durch geeignete Bestimmungen zu ergänzen. Da 
dieses Problem jedoch nicht allein den Fall der nicht 
unter Anhang II des Vertrages fallenden Waren be- 
trifft sondern auch die in Anhang II aufgeführten 
landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse, wird 
die Kommission dem Rat in Kürze zusätzliche Vor- 
schläge in diesem Bereich vorlegen. 

3. Der neue Wortlaut (Artikel 4) bezieht sich zur 
Ermittlung der Höhe der Erstattung nicht mehr auf 
den Schwellenpreis wie die Verordnung Nr. 217/67/ 
EWG. Da die Erstattung so festgesetzt werden muß, 
daß das genannte Gleichgewicht geschaffen wird, 
kann dieses Ziel nicht erreicht werden, wenn die Er- 
stattung in allen Fällen auf Grund des Schwellen- 
preises bestimmt wird. Daher muß die Höhe der 
Erstattung so festgelegt werden können, daß sie 
niedriger ist als die auf Grund des Schwellenpreises 
berechnete Erstattung. 
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